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STADT LEVERKUSEN

Bebauungsplan Nr. 172 B/II "nbso – Campus Leverkusen und Gewerbe"  

2. Änderung im beschleunigten Verfahren

gemäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB)

Äußerungen zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung mit Beschlussentwurf 

Anlage 13
Niederschrift
Rat 01.10.18
TOP 33 ö. S.
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I/A 1: Protokoll der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

Protokoll zur Informationsveranstaltung zur frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Absatz 1 BauGB 

Niederschrift über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit des Bebauungsplanes Nr. 172 B/II 
„nbso Campus Leverkusen und Gewerbe“ – 2. Änderung im Funkenturm der Altstadtfunken Opladen 
1902 e.V. (auf dem Gelände der Neuen Bahnstadt Opladen), 
Bahnstadtchaussee 8, 51379 Leverkusen. 

Mittwoch, 27.09.2017 
Beginn: 18:00 Uhr 
Ende: 19.15 Uhr  

Anwesend
Vorsitzender Herr Schiefer, Bezirksvorsteher Stadtbezirk II 

Verwaltung Frau Cremer, Stadt Leverkusen 
Herr Ahrendt, Stadt Leverkusen 
Frau Rottes, Stadt Leverkusen, nbso 
Frau Batenbruch, Stadt Leverkusen, nbso 

Externe Planer Herr Jaspert, JSWD Architekten 
Frau Hartung, ulrich hartung gmbh 
Herr Schwolow, ulrich hartung gmbh 

Besucher ca. 25 Bürgerinnen und Bürger sowie Vertreter 
der nbso und des Investors. 

Frau Rottes begrüßt um 18:00 Uhr die Anwesenden und übergibt das Wort an Herrn Bezirksvorsteher 
Schiefer zu seiner Begrüßung der Anwesenden und Eröffnung der Bürgerversammlung zur 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit zum Bebauungsplanes Nr. 172 B/II „nbso Campus 
Leverkusen und Gewerbe“ – 2. Änderung. Er stellt danach die Podiumsteilnehmer vor.  
Im Anschluss erläutert Frau Cremer als Vertreterin der Stadtverwaltung den Ablauf des 
Bebauungsplanverfahrens. Über die Bürgerversammlung hinaus besteht bis einschließlich 25.10.2017 
die Möglichkeit die Pläne im Fachbereich Stadtplanung im Rahmen der frühzeitigen 
Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3(1) BauGB einzusehen und schriftlich Anregungen zur Planung 
einzureichen. Im Rahmen der Bürgerversammlung soll der Öffentlichkeit Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung der Planung gegeben werden. Zur Abgabe schriftlicher Stellungnahmen werden am 
Ende der Bürgerversammlung Vordrucke ausgelegt. 
Herr Jaspert stellt in einem Vortrag den erstplatzierten Entwurf des Büros JSWD Architekten des 
abgeschlossenen Qualifizierungsverfahrens vor. Das Projekt mit der Bezeichnung WERK OPLADEN 
wird anhand von Plänen und Ansichten hinsichtlich der Struktur, der gemischten Nutzungen, 
Wegebeziehungen, Höhenentwicklung und zu erhaltenden Elemente des Bestandes erläutert.  
Anschließend eröffnet Frau Cremer die Diskussion und erteilt den anwesenden Bürgerinnen und 
Bürgern das Wort. Aus dem Plenum werden auch bereits während des Vortrages von Herr Jaspert 
Fragen und Anregungen vorgebracht, die durch die Fachvertreter wie folgt beantwortet werden: 

Diskussion 

Wird eine Befahrbarkeit des Quartiers vorgesehen? 
Die Freiflächen des Quartiers sollen grundsätzlich autofrei gestaltet werden. Eine Befahrbarkeit für die 
Anlieger zum Be- und Entladen, für Lieferverkehr und Rettungsfahrzeuge wird jedoch gewährleistet.  

Wie groß ist der Abstand zwischen Parkhaus und den Wohnnutzungen? 
Der Abstand beträgt rd. 10 m. 
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Wer darf das Parkhaus nutzen? 
Das Parkhaus soll vorrangig für die Bewohner und Beschäftigten des Quartiers sowie für Besucher 
nutzbar sein. Es dient aber auch für den Bedarf des Bauvorhabens an der Werkstättenstraße 39-41. 

Werden Lademöglichkeiten für E-Mobilität vorgesehen? 
Für das Quartier wird durch den Investor ein umfassendes Energiekonzept entwickelt. In diesem 
Rahmen wird auch die Förderung von E-Mobilität z.B. durch ein Angebot für E-Lademöglichkeiten 
berücksichtigt.  

Welche Anteile werden für konventionelle Wohnungen und studentisches Wohnen 
vorgesehen? 
Es sollen insgesamt rd. 200 Wohneinheiten entstehen, davon jeweils rund die Hälfte als 
konventionelle Wohnungen und als studentisches Wohnen. 

Wie gestaltet sich der Wohnungsmix? 
Der Wohnungsmix soll unterschiedliche nachfrageorientierte Wohnungsgrößen umfassen. 

Sind Eigentums- oder Mietwohnungen geplant? 
Seitens des Investors gibt es zum jetzigen Zeitpunkt noch keine Festlegung. Es ist beides und auch 
hier ein Mix vorstellbar. 

Welche Form von Einzelhandel wird geplant? 
Die Form des Einzelhandels ist grundsätzlich abhängig von der Nachfrage der Betreiber. Angesichts 
des derzeit geringen Angebotes von Waren des täglichen Bedarfes in der Umgebung sind 
beispielsweise Lebensmittelgeschäfte zur Nahversorgung vorstellbar. Einzelhandelsnutzungen bis 
400 qm sollten ermöglicht werden. 

Welche Art von Fitnesskonzepten ist angedacht? 
Es liegen konkrete Anfragen von Fitnessstudiobetreibern vor. Dabei handelt es sich um qualitativ 
hochwertige Angebote, die auch in Kombination mit gesundheitsnahen Dienstleitungen vorstellbar 
sind. 

Anregung für ein Markthallenkonzept 
Klassische Markhallenkonzepte stellen sich vor allem in zentralen, innerstätischen Lagen wirtschaftlich 
tragfähig dar.  Denkbar ist jedoch z.B. die Realisierung eines Food-Courts. Das konkrete Angebot ist 
abhängig von der Nachfrage zukünftiger Betreiber.  

Welche Form von Gastronomie wird vorgesehen? 
Das gastronomische Angebot soll vor allem zur Vielfältigkeit des Quartiers passen und auf die 
Konkurrenzsituation sonstiger Angebote reagieren. In der Werkstättenstraße wurde bereits ein Vertrag 
mit einem Cafébetreiber, der auch kleine warme Speisen und Wein anbieten wird, abgeschlossen. 
Ergänzungen durch Restaurants und Bars mit Außengastronomie werden angestrebt.  

Welche Nutzung wird für das „Kesselhaus“ vorgesehen? 
Für das „Kesselhaus“ wird ebenfalls ein mischgenutztes Konzept mit Wohnen, Gewerbe und 
Gastronomie vorgesehen. Das Gebäude liegt jedoch nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
Nr. 172 B/II und befindet sich im Fremdeigentum.  Der für die Nachnutzung aufgestellte 
vorhabenbezogene Bebauungsplan V 28/II "Opladen - nbso, südlich Bahnstadtchaussee (Baudenkmal 
Kesselhaus) ist inzwischen rechtskräftig und der Bauantrag wurde gestellt.  Die festgesetzte Nutzung 
Kletterhalle konnte bislang nicht umgesetzt werden.  

Anregung für eine Erhöhung des Anteils studentischen Wohnens 
Die Festlegung des Anteils studentischen Wohnraums beruht auf einer Marktanalyse des Investors 
und entspricht insofern der zu erwartenden Nachfrage am Standort. Zudem soll sich Qualität des 
Quartiers vor allem über die Mischung unterschiedlicher Wohnungsangebote und Nutzungen 
herausbilden. 

Wie gestaltet sich der Realisierungszeitraum? 
Die Stadt Leverkusen und der Investor beabsichtigen gemeinsam eine zügige Realisierung. 
Vorbehaltlich der notwendigen politischen Beschlussfassungen wird ein Abschluss des 
Bebauungsplanverfahrens bis Mitte 2018 angestrebt.   
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Anregung für Hinweistafeln auf das ehemalige Werk Opladen 
Es werden Hinweistafeln vorgesehen, die sich in einen Rundgang zur Historie des 
Eisenbahnausbesserungswerks Opladen und das bereits bestehende Konzept einfügen. 

Wie werden die Qualitäten des Nutzungskonzeptes gesichert? 
Grundsätzlich erfolgt im Planverfahren eine enge und kontinuierliche Abstimmung zwischen der 
Stadtverwaltung und Investor. Planungsrechtlich werden unerwünschte Nutzungen wie z.B. 
Vergnügungsstätten und Tankstellen über textliche Festsetzungen im Bebauungsplan 
ausgeschlossen. Die politischen Vertreter sind hier hinreichend sensibilisiert und haben ebenfalls ein 
Interesse ungewünschte Nutzungen wie Spielhallen u .ä. auszuschließen. Die Kubaturen der 
Gebäude werden über Baugrenzen zeichnerisch festgesetzt und gesichert.  

Errichtung barrierefreier Wohnungen 
Die Errichtung barrierefreier Wohnungen erfolgt entsprechend der Vorschriften der 
Landesbauordnung (BauO NRW).  

Gewährleistung Sicherheit im Parkhaus 
Das Parkhaus wird nach den einschlägigen baulichen und technischen Standards errichtet. Neben 
ausgewiesenen Frauenparkplätzen wird grundsätzlich Wert auf eine ausreichende Belichtung und 
Einsehbarkeit gelegt, um Angsträume zu vermeiden.  

Werden auch öffentliche Parkplätze vorgesehen? 
Durch das geplante Parkhaus werden ausreichend Stellplätze für die Bewohner, Beschäftigten und 
Besucher des Quartiers und der Gebäude Werkstättenstraße 39-41 geschaffen. Weitere öffentliche 
Parkplätze werden nicht vorgesehen, um keine Fremdparker ins Quartier zu ziehen. Es sollen zudem 
alternative Mobilitätsformen wie z.B. Carsharing-Angebote und die Nahmobilität gefördert werden. 
Zudem wird eine weitere Verbesserung des ÖPNV-Angebotes durch eine veränderte Linienführung 
des Busverkehrs angestrebt. 

Herr Bezirksvorsteher Schiefer bedankt sich bei den Bürgerinnen und Bürgern für die Teilnahme und 
schließt die Veranstaltung gegen 19:15 Uhr. 

Vorsitzender Schriftführer 

gez. gez. gez. 

Herrn Schiefer Herr Ahrendt  Herr Schwolow 
Bezirksvorsteher Stadtbezirk II  FB 61 ulrich hartung gmbh 

Stadt Leverkusen 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Die Fragen und Anregungen zu den Themen Architektur, Nutzungskonzept, Wohnen, 
Gewerbe, Einzelhandel, Gastronomie und Parken bzw. sonstige Fragen und Anregungen 
wurden im Rahmen der Öffentlichkeitsveranstaltung ausführlich beantwortet, sind jedoch 
teilweise nicht Gegenstand dieses Bebauungsplanverfahrens. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Anregungen und Äußerungen werden zur Kenntnis genommen. 
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I/B  Äußerungen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange 

I/B 1: Amprion GmbH 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 2: Bezirksregierung Köln – Dezernat 52 Abfallwirtschaft 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Beide genannten genehmigungspflichtigen Anlagen befinden sich zunächst in einem 
Abstand von mindestens 500 m zur geplanten Wohnbebauung. Für die genannten Anlagen 
gibt die Abstandsliste des Abstandserlasses keinen größeren Abstand vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 3: Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Die Hinweise hinsichtlich der gestalterischen Konzepte für den Bereich „Anger“ und der 
Gestaltungssatzung für den Bereich „Boulevard“ werden zur Kenntnis genommen. 

Der Entwurf ist Ergebnis eines städtebaulichen Qualifizierungsverfahrens, bei welchem die 
Nutzungsverträglichkeit mit der Umgebung Teil der Aufgabenstellung war. Die Auswirkungen 
von Lärmimmissionen und -emissionen wurden Rahmen eines Schallgutachtens untersucht, 
bewertet und bei der weiteren Planung berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird zur Kenntnis genommen und teilweise gefolgt. 
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I/B 4: Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 5: Eisenbahn-Bundesamt Außenstelle Köln 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 6: Energieversorgung Leverkusen GmbH & Co. KG 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und bei der weiteren Planung berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 7: Fernleitungsauskunft – Evonik Technology & Infrastructure GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 8: GASCADE Gastransport GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Sollten externe Flächen zur Deckung des möglichen Kompensationsbedarfs notwendig 
werden, werden diese ebenfalls zur Stellungnahme vorgelegt. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 9: Geologischer Dienst NRW 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Erdbebengefährdung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan und die Begründung zum 
Bebauungsplan aufgenommen. 

Baugrunduntersuchung/Baugrundeigenschaften: 

Es wurde ein Gutachten hinsichtlich der Bodenverunreinigungen erstellt („Bodenschutz-
rechtliche Neubeurteilung zur B-Plan-Änderung“). Hinsichtlich Tragfähigkeit und Setzungs-
verhalten des Bodens wird im Rahmen des Bauantragsverfahrens eine entsprechende 
Untersuchung vorgelegt. 

Landesgrundwassersammelstelle: 

Diese befindet sich außerhalb des Plangebietes 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Den Äußerungen wird gefolgt. 
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I/B 10: Handelsverband Nordrhein-Westfalen Rheinland 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 11: IHK Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Zu 1.:

Entsprechend der Handlungsempfehlungen des Einzelhandelskonzeptes Leverkusen 
handelt es sich u. a. bei dem Stadtbezirk Opladen um einen zentralen Versorgungsbe-
reich, der Entwicklungspriorität genießt. Gemäß des Einzelhandelskonzeptes ist auch 
außerhalb dieses zentralen Versorgungsbereiches die Ansiedlung von zentrenrelevanten 
Einzel-handelsnutzungen möglich. Das Einzelhandelskonzept wurde bei der 
Bauleitplanung berücksichtigt.   

Zu 2.:  

Der Anregung wird insofern gefolgt, als dass hinsichtlich der Lärmimmissionen ein 
Schallgutachten erstellt und bei der weiteren Planung berücksichtigt wurde. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 12: LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland 

Abwägungsvorschlag: 

Ein entsprechender Hinweis wurde in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Beschlussvorschlag: 

Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 13: PLEdoc GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 14: Stadt Burscheid 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 15: Stadt Leichlingen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 16: Stadt Monheim am Rhein 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 17: Telefónica Germany GmbH & Co. OHG (extern) 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 18: Deutsche Telekom Technik GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Die Hinweise werden insgesamt zu Kenntnis genommen und bei der Planung berücksichtigt. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 19: Vodafone GmbH 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 20: WSW Wuppertaler Stadtwerke GmbH 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 21: Deutsche Bahn AG - DB Immobilien 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Im Zuge der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im 
Rahmen der Offenlage nach § 4 (2) BauGB werden die entsprechenden Unterlagen 
offengelegt. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 22: Straßen.NRW Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es wurde die Stellungnahme eines Verkehrsgutachters eingeholt, welche davon 
ausgeht, dass nach aktuellem Planungsstand nicht davon auszugehen ist, dass es zu 
genannten Verschlechterungen kommt. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 23: E-Plus Service GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es liegt keine Betroffenheit vor. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 



47 

I/B 24: Polizeipräsidium Köln 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Es bestehen keine Bedenken. Der Hinweis auf das kostenlose Beratungsangebot zur 
Kriminalprävention wird zur Kenntnis genommen.  

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 
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I/B 25: neue bahnstadt opladen GmbH 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Andienung des Plangebietes 

Der Bebauungsplan Nr. 172 B/II „nbso – Campus Leverkusen und Gewerbe“ 2. Änderung 
sieht die Andienung des Plangebietes über die Fakultätsstraße vor. 

LKW-Verkehr 

In der Begründung wird darauf hingewiesen, dass ein LKW-Verkehr bis zur 
Bahnstadtchaussee nicht vorgesehen ist. 

Verkehrsberuhigende Maßnahmen 

Die Anmerkungen werden zu Kenntnis genommen, allerdings sind verkehrsberuhigende 
Festsetzungen, wie hier dargestellt, nicht Bestandteil der Bebauungsplanung. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung bzgl. der Andienung und des LKW-Verkehrs wird gefolgt. Die Äußerung bzgl. 

verkehrsberuhigender Maßnahmen wird zur Kenntnis genommen.   



54 

I/B 26: TBL 693 – Technische Betriebe Leverkusen TBL AöR 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Der Entwässerungsnachweis erfolgt im Bauantragsverfahren. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 27: FB 630 – Untere Denkmalbehörde  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich „erhaltenswerte“ und keine denkmalgeschützten 
Gebäude. Es werden Festsetzungen zu Gebäudekubaturen, Dachlandschaft, 
Fassadengestaltung, Materialität etc. getroffen und über einen städtebaulichen Vertrag 
geregelt. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 28: FB 50 – Soziales, Pflegeplanung und Altenhilfe 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Durch die festgesetzte Art der baulichen Nutzung als urbanes Gebiet werden solche 

Nutzungen planungsrechtlich ermöglicht. Auch baulich wird eine hinreichende Flexibilität 

gewährleistet.   

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
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I/B 29: FB 36 – Straßenverkehr 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Die Lage und Zufahrt des Parkhaues sind Ergebnis eines städtebaulichen 
Qualifizierungsverfahrens. Das bestehende Verkehrsgutachten von VIA, welches Bestandteil 
der Rahmenplanung der nbso und des bestehenden Bebauungsplanes ist, sieht die 
Andienung des Plangebietes an die Fakultätsstraße vor und hat dies auch so berücksichtigt. 
Zum Schutz der Kinder wird derzeit von der nbso eine Entschleunigung des Verkehrs durch 
Einbauten geprüft, solche Maßnahmen sind jedoch nicht Bestandteil eines 
Bebauungsplanes. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird nicht gefolgt. 
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I/B 30: FB 30 – Recht und Ordnung 

Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. Die 

Kampfmitteluntersuchung soll vor Beginn der Baudurchführung erfolgen. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Äußerung wird gefolgt. 
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I/B 31: FB 32 – Umwelt 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Untere Abfallbehörde: 

Gebäudeschadstoffe und Bodenbelastung 

Ein entsprechender Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Stellplätze für Abfallbehälter und Anfahrmöglichkeiten für Müllfahrzeuge 

Die Hinweise und Anregungen werden zur Kenntnis genommen und bei der weiteren 

Planung im Rahmen des Bauantragsverfahrens  berücksichtigt. 

Untere Bodenschutzbehörde: 

Ein entsprechendes Gutachten liegt vor und wurde im Rahmen der Bauleitplanung 

berücksichtigt. 

Untere Naturschutzbehörde: 

Fledermausschutz 

Der Umgang mit den Fledermauskästen wurde im Rahmen der Fortschreibung der 

artenschutzrechtlichen Prüfung und des landschaftspflegerischen Fachplanes durch das 

Büro Ginster berücksichtigt. Ein entsprechender Hinweis wurde in den Bebauungsplan 

aufgenommen. 

Dachsanierung 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen des Bauantragsverfahrens erfolgt 

rechtzeitig eine Abstimmung mit den zuständigen Fachbereichen und Behörden. 

Kreuzkröten 

Zur Vermeidung der Tötung oder Verletzung von potenziell das Baufeld besiedelnden 

Individuen der Kreuzkröte ist die Entstehung von offenliegenden Brachen mit temporär oder 

längerfristig vorhandenen Wasserlachen zu vermeiden. Der Untergrund im Baufeld ist 

dementsprechend herzustellen. Zusätzlich muss entlang der östlichen Grenze des 

Habitatkomplexes ein Amphibienzaun aufgestellt werden, der für die Individuen der dortigen 

Population unpassierbar ist und sie somit von der Baustelle isoliert. Der Amphibienzaun 

muss dauerhaft während der Bauarbeiten erhalten bleiben. Mithilfe dieser Maßnahme kann 

zudem ausgeschlossen werden, dass Kreuzkröten durch das erhöhte Vekehrsaufkommen 

während der baulichen Tätigkeiten getötet oder verletzt werden. 
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Klima / Luft 

Der Investor beabsichtigt die Erstellung eines quartiersbezogenen Energiekonzeptes. 

Untere Immissionsschutzbehörde: 

Ein Schallgutachten liegt vor und wurde im Rahmen der Bauleitplanung berücksichtigt.

Vorbeugender Immissionsschutz - öffentlicher Verkehrslärm: 

Entsprechende Untersuchungen und Planungsempfehlungen sind im Rahmen des 

vorliegenden Schallgutachtens erfolgt. 

Der Hinweis auf die rechtlichen Vorgaben wird zur Kenntnis genommen und im Verfahren 

berücksichtigt. Die DIN 4109 (2018) hat Anwendung gefunden und die maßgeblichen Außen-

lärmpegel wurden entsprechend festgesetzt. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Den Äußerungen wird gefolgt. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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I/B 32: FB 66 – Tiefbau  
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Konzeption der öffentlichen Flächen erfolgt 
auf Ebene des Bauantrages. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Die Äußerung wird zur Kenntnis genommen. 




